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8 3 . Kundmachung: Aufhebung eines Teiles des § 569 der Geschäftsordnung für die Gerichte I. und II. Instanz

und des dritten Absatzes im Punkt 151 des Dienstbuches für die Vollstrecker durch den Verfassungsgerichts-
hof wegen Gesetzwidrigkeit.

84. Kundmachung: Aufhebung einzelner Bestimmungen des § 36 Abs. 5 der Gewerbeordnung durch den Ver-
fassungsgerichtshof.

85. Kundmachung: Feststellung der Gesetzwidrigkeit einer Bestimmung der Verordnung über die Mietkommissionen
durch den Verfassungsgerichtshof.

86. Abkommen über den Zahlungsverkehr zwischen der Republik Österreich und der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken.

87. Notenwechsel zwischen der Österreichischen Botschaft in Rom und dem Italienischen Außenministerium über
die gegenseitige Anerkennung akademischer Titel und Grade.

88. Zahlungsabkommen zwischen der Republik Österreich und Spanien.

8 3 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Justiz vom 9. April 1956, betref-
fend die Aufhebung eines Teiles des § 569
der Geschäftsordnung für die Gerichte I. und
II. Instanz (Artikel I der Verordnung des
Bundesministeriums für Justiz vom 9. Mai
1951, BGBl. Nr. 264), und des dritten Ab-
satzes im Punkt 151 des Dienstbuches für die
Vollstrecker (Erlaß des Bundesministeriums
für Justiz vom 7. Mai 1952, JABl. Nr. 10)
durch den Verfassungsgerichtshof wegen

Gesetzwidrigkeit.

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 in Ver-
bindung mit § 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr . 85, wird kund-
gemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 14. März 1956, V 17, 18/55-13,

a) im § 569 der Verordnung des Bundesmini-
steriums für Justiz, BGBl. Nr . 264/1951,
die Worte „ . . . mit dem Beisatz, . . . daß
die Räumung nur dann vollzogen wird,
wenn die zur Öffnung der Räumlichkeiten
und zur Wegschaffung der zu entfernenden
beweglichen Sachen erforderlichen Arbeits-
kräfte und Beförderungsmittel bereit-
gestellt werden",

b) im Punkt 151 des Dienstbuches für die
Vollstrecker (Erlaß des Bundesministe-
riums für Justiz vom 7. Mai 1952, JABl.
Nr . 10) den gesamten Abs. 3

als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tr i t t mit 14. September
1956 in Wirksamkeit.

Kapfer

8 4 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 10. April 1956 über die Auf-
hebung einzelner Bestimmungen des § 36
Abs. 5 der Gewerbeordnung in der Fas-
sung der Gewerbeordnungs-Novelle 1934,
BGBl. II Nr. 322, durch den Verfassungs-

gerichtshof.
Gemäß Artikel 140 Abs. 3 des Bundes-Ver-

fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes — VerfGG. 1953, BGBl. Nr. 85, wird
kundgemacht:

1. Der Verfassungsgerichtshof hat mit dem
Erkenntnis vom 20. März 1956, G 28/55, den
§ 36 Abs. 5 der Gewerbeordnung in der Fassung
des Art. 28 der Gewerbeordnungs-Novelle 1934,
BGBl. II Nr. 322, mit Ausnahme des ersten
Satzes, als verfassungswidrig aufgehoben.

2. Die Aufhebung tritt mit dem Tage dieser
Kundmachung in Wirksamkeit.

Raab

85. Kundmachung der Bundesministerien
für Justiz und für soziale Verwaltung vom
13. April 1956 über die Feststellung der
Gesetzwidrigkeit einer Bestimmung der Ver-
ordnung der Bundesministerien für Justiz
und für soziale Verwaltung vom 1. Feber 1951
über die Mietkommissionen, BGBl. Nr. 44,

durch den Verfassungsgerichtshof.
Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-

sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und § 60
Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953
wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 13. März 1956, Zl. V 25/55/8, fest-
gestellt, daß § 6 erster Satz der Verordnung der
Bundesministerien für Justiz und für soziale
Verwaltung vom 1. Feber 1951 über die Miet-
kommissionen, BGBl. Nr. 44, gesetzwidrig war.

Kapfer Proksch
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86.

Abkommen über den Zahlungsverkehr zwischen
der Republik Österreich und der Union der

Sozialistischen Sowjetrepubliken

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken haben folgende Regelung des Zah-
lungsverkehrs zwischen Österreich und der
Sowjetunion vereinbart:

A r t i k e l 1

Die Zahlungen zwischen der Republik Öster-
reich und der UdSSR werden in der Republik
Österreich durch die Oesterreichische National-
bank und in der Sowjetunion durch die Staats-
bank der UdSSR erfolgen.

Die Staatsbank der UdSSR wird der Oester-
reichischen Nationalbank ein in Verrechnungs-
Dollar geführtes Konto mit der Bezeichnung
„Dollarverrechnungskonto — Österreich" er-
öffnen.

Die Oesterreichische Nationalbank wird der
Staatsbank der UdSSR ein in Verrechnungs-
Dollar geführtes Konto mit der Bezeichnung
„Dollarverrechnungskonto — Sowjetunion" er-
öffnen.

Diese Konten werden unverzinslich und spe-
senfrei sein.

A r t i k e l 2

Beträge, die durch physische oder juristische
in Österreich beziehungsweise in der UdSSR
befindliche Personen zugunsten von physischen
oder juristischen in der UdSSR beziehungsweise
in Österreich befindlichen Personen eingezahlt
werden, werden auf die Haben-Seite des Kontos
der Staatsbank der UdSSR bei der Oesterreichi-
schen Nationalbank beziehungsweise auf die
Haben-Seite des Kontos der Oesterreichischen
Nationalbank bei der Staatsbank der UdSSR ge-
bucht werden. Nach erfolgter Verständigung
über die Gutschrift auf dem Konto wird die
Oesterreichische Nationalbank beziehungsweise
die Staatsbank der UdSSR unverzüglich den
Gegenwert dieser Beträge in nationaler Wäh-
rung an die Begünstigten auszahlen.

Sofern der Passivsaldo auf dem Konto eines
der Vertragsteile den Betrag von fünf Millionen
Verrechnungs-Dollar überschreitet, werden die
zuständigen Behörden beider Vertragsteile ent-
sprechende Maßnahmen zwecks Beseitigung dieser
Überschreitung ergreifen. Dazu gehören vor
allem Maßnahmen, die auf die Vergrößerung
der Ausfuhr des Schuldnerstaates gerichtet sind
und erforderlichenfalls auch Einschränkungen der
Auszahlungen in der nationalen Währung durch
die Gläubigerbank. Wenn innerhalb einer drei-
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monatigen Frist die erwähnte Überschreitung
nicht beseitigt sein wird, wird über Aufforde-
rung der Gläubigerbank die Schuldnerbank den
Überschreitungsbetrag nach ihrer Wahl in USA-
Dollar oder in Pfund Sterling oder nach Ver-
einbarung zwischen den beiden Banken in einer
anderen Währung bezahlen.

A r t i k e l 3

Die Bestimmungen dieses Abkommens finden
auf folgende Zahlungen Anwendung:

1. Für Waren, die gemäß dem Abkommen
über den Warenaustausch zwischen der Republik
Österreich und der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken geliefert werden;

2. für Gemeinkosten im Zusammenhang mit
dem gegenseitigen Warenaustausch wie Frachten,
Lagergelder, Provisionen, Inkassospesen, Mon-
tagespesen, Reklamekosten, Zölle und ähnliches;

3. für Versicherungsleistungen im Zusammen-
hang mit den gegenseitigen Warenlieferungen;

4. für Reparatur-, Bearbeitungs- und Um-
arbeitungsleistungen;

5. für Reisekosten, Studienkosten, Pacht- und
Mietezahlungen;

6. für Aufwände der diplomatischen, konsu-
larischen und kommerziellen Vertretungen;

7. für sonstige Zahlungen im Einvernehmen
zwischen der Oesterreichischen Nationalbank
und der Staatsbank der UdSSR.

A r t i k e l 4

Sofern sich der offizielle Goldgehalt des USA-
Dollar (35 USA-Dollar für eine Unze Feingold)
ändert, so ändert sich automatisch der Saldo,
der auf den im Artikel 1 angeführten Konten
am Ende des Tages, an welchem diese Änderung
des Goldgehaltes erfolgte, entstanden ist, in
einem dieser Veränderung entsprechenden Ver-
hältnis.

A r t i k e l 5

Sofern innerhalb der im Artikel 3 vorge-
sehenen Zahlungen Beträge in einer anderen
Währung als USA-Dollar ausgedrückt sind,
werden dieselben in USA-Dollar zum offiziellen
Mittelkurs der betreffenden Währung jener
Notenbank umgerechnet, welche die Auszahlung
vornimmt.

A r t i k e l 6

Die Oesterreichische Nationalbank und die
Staatsbank der UdSSR werden gemeinsam die
technische Regelung der Führung der im Ar-
tikel 1 erwähnten Konten festsetzen.
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A r t i k e l 7

Nach Ablauf der Geltungsdauer dieses Abkom-
mens wird die Oesterreichische Nationalbank
und die Staatsbank der UdSSR weiter Eingänge
auf die im Artikel 1 erwähnten Konten anneh-
men, sowie aus ihnen die durch dieses Abkom-
men vorgesehenen Zahlungen aus allen Kon-
trakten durchführen, die während der Geltungs-
dauer dieses Abkommens geschlossen worden
sind. Wenn dabei auf den angeführten Konten
Verschuldung eines der Vertragsteile festgestellt
wird, ist dieser Vertragsteil verpflichtet, die
Schuld durch Warenlieferungen spätestens sechs
Monate von dem Tage an, an dem die Gel-
tungsdauer dieses Abkommens abgelaufen ist, zu
tilgen. Die durch Warenlieferungen während der
angeführten Frist ungetilgte Schuld ist nach
Wahl der Schuldnerbank durch Gold oder durch
Überweisung von USA-Dollar oder von Pfund
Sterling oder nach Abstimmung zwischen den
beiden Banken in einer anderen Währung zu
bezahlen.

Die Umrechnung des USA-Verrechnungs-
Dollar in Gold wird nach dem Goldgehalt des
USA-Dollar, die Umrechnung des USA-Verrech-
nungs-Dollar in Pfund Sterling oder in eine
andere Währung zum offiziellen Mittelkurs der
betreffenden Währung erfolgen.

A r t i k e l 8

Das Abkommen wird fünf Jahre hindurch,
vom Tage seiner Unterzeichnung an, in Geltung
stehen.

Wenn keiner der beiden Vertragsteile sechs
Monate vor Ablauf der angeführten fünfjäh-
rigen Frist eine schriftliche Erklärung über
seinen Wunsch, das Abkommen zu kündigen,
abgibt, wird es so lange in Kraft bleiben, bis
einer der Vertragsteile es mit zwölfmonatiger
Kündigungsfrist aufkündigt.

Gegeben zu Wien, am 17. Oktober 1955, in
zwei Ausfertigungen, jede in deutscher und rus-
sischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise authentisch sind.

Gemäß Vollmacht der
Österreichischen Bundesregierung:

Figl m. p.

Gemäß Vollmacht der
Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken:

Kabanow m. p.

Raab
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87.

Nachdem der am 14. Oktober 1955 in Rom durchgeführte Notenwechsel zwischen der öster-
reichischen Botschaft in Rom und dem Italienischen Außenministerium über die gegenseitige
Anerkennung akademischer Titel und Grade samt Anhang, welches also lautet:

Notenwechsel zwischen der Österreichischen Botschaft in Rom und dem
Italienischen Außenministerium über die gegenseitige Anerkennung akade-

mischer Titel und Grade.

(Übersetzung)

Ministerium für die Auswärtigen Angelegenheiten
N. 36 A/7711/347

Rom, den 14. Oktober 1955.

Herr Botschafter!

Als Ergebnis der am 11. und 12. lfd. Monats
in Rom durchgeführten Arbeiten der nach
Art. 10 des italienisch-österreichischen Kultur-
abkommens vorgesehenen Gemischten Experten-
kommission, beehre ich mich, Euer Exzellenz
folgendes mitzuteilen:

1. Es ist die volle Gleichwertigkeit der Titel
festgelegt worden, die in der beiliegenden, einen
integrierenden Bestandteil dieser Note bildenden
Liste aufgezählt sind.

Zum Zwecke der Anerkennung müssen die
italienischen Staatsbürger, die akademische Titel
in Österreich erworben haben, die erforderlichen
Unterlagen den zuständigen italienischen Be-
hörden im Wege des Ministeriums für die Aus-
wärtigen Angelegenheiten (Direzione Generale,
Relazioni Culturali) vorlegen; die österreichi-
schen Staatsbürger, die akademische Titel in
Italien erworben haben, werden die erforder-
lichen Unterlagen dem Bundesministerium für
Unterricht vorlegen.

Nach Erklärung der Gleichwertigkeit der Titel
müssen die Interessierten, um den Beruf aus-
üben zu können, die Staatsprüfungen bestanden
haben, die nach den Bestimmungen des eigenen
Landes vorgeschrieben sind.

2. Zum Zwecke der Gleichstellung müssen
italienische Studierende, die Hochschulstudien in
Österreich betreiben wollen, und österreichische
Studierende, die Hochschulstudien in Italien be-
treiben wollen, im Besitze von Mittelschulzeug-
nissen ihres eigenen Landes sein, ausgenommen
die Fälle nachgewiesener Notwendigkeit des Auf-
enthaltes im anderen Lande.

Sie können nur an den Fakultäten als ordent-
liche Hörer inskribieren, zu denen ihnen ihr
Titel im eigenen Lande Zutritt gewährt.

Bezüglich der Bestimmungen des Punktes 3,
Abs. b), des Pariser Abkommens vom 5. Sep-
tember 1946 wird jedoch von Vorstehendem
eine Ausnahme für diejenigen gemacht, die ihre
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Studien vor dem heutigen Tage an österreichi-
schen Universitäten oder Hochschulen ab-
geschlossen oder zumindest angefangen haben.

3. Bezüglich der von österreichischer Seite
vorgebrachten Forderungen, die Anerkennung
auch auf die österreichischen akademischen Titel
in Philosophie, Pädagogik, klassischer Philologie,
deutscher Philologie und Geschichte auszudehnen,
wurde von italienischer Seite geltend gemacht,
daß dieser Forderung zurzeit nicht stattgegeben
werden kann, da hiemit zuerst der Consiglio
Superiore dell'Istruzione befaßt werden müsse.

Von italienischer Seite, von der es begrüßt
werden würde, wenn in der Zukunft eine der-
artige Ausdehnung der Anerkennung sich ver-
wirklichen ließe, wird versprochen, diese Frage
im Geiste des Pariser Abkommens dem vor-
genannten Consiglio Superiore zur neuerlichen
Prüfung zu empfehlen.

Ich wäre Euer Exzellenz dankbar, wenn Sie
mir mit Ihrer Antwort die Annahme der obigen
Vorschläge durch Ihre Regierung bestätigen
würden.

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

MARTINO m.p.

S.E.
Herrn Dr. Max LÖWENTHAL-CHLUMECKY
a.o. und bev. Botschafter
Rom.

Österreichische Botschaft in Italien

Rom, den 14. Oktober 1955.

Herr Minister!

Ich beehre mich, den Empfang der Note vom
14. Oktober 1955 n. 36 A/7711/347 zu be-
stätigen, mit der Eure Exzellenz mir folgendes
mitgeteilt haben:

„Als Ergebnis der am 11. und 12. lfd. Monats
in Rom durchgeführten Arbeiten der nach
Art. 10 des italienisch-österreichischen Kultur-
abkommens vorgesehenen Gemischten Experten-
kommission, beehre ich mich, Euer Exzellenz
folgendes mitzuteilen:

1. Es ist die volle Gleichwertigkeit der Titel
festgelegt worden, die in der beiliegenden, einen
integrierenden Bestandteil dieser Note bildenden
Liste aufgezählt sind.

Zum Zwecke der Anerkennung müssen die
italienischen Staatsbürger, die akademische Titel
in Österreich erworben haben, die erforderlichen
Unterlagen den zuständigen italienischen Be-
hörden im Wege des Ministeriums für die Aus-
wärtigen Angelegenheiten (Direzione Generale,
Relazioni Culturali) vorlegen; die österreichi-
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schen Staatsbürger, die akademische Titel in
Italien erworben haben, werden die erforder-
lichen Unterlagen dem Bundesministerium für
Unterricht vorlegen.

Nach Erklärung der Gleichwertigkeit der Titel
müssen die Interessierten, um den Beruf aus-
üben zu können, die Staatsprüfungen bestanden
haben, die nach den Bestimmungen des eigenen
Landes vorgeschrieben sind.

2. Zum Zwecke der Gleichstellung müssen
italienische Studierende, die Hochschulstudien in
Österreich betreiben wollen, und österreichische
Studierende, die Hochschulstudien in Italien be-
treiben wollen, im Besitze von Mittelschulzeug-
nissen ihres eigenen Landes sein, ausgenommen
die Fälle nachgewiesener Notwendigkeit des Auf-
enthaltes im anderen Lande.

Sie können nur an den Fakultäten als ordent-
liche Hörer inskribieren, zu denen ihnen ihr
Titel im eigenen Lande Zutritt gewährt.

Bezüglich der Bestimmungen des Punktes 3,
Abs. b), des Pariser Abkommens vom 5. Sep-
tember 1946 wird jedoch von Vorstehendem
eine Ausnahme für diejenigen gemacht, die ihre
Studien vor dem heutigen Tage an österreichi-
schen Universitäten oder Hochschulen ab-
geschlossen oder zumindest angefangen haben.

3. Bezüglich der von österreichischer Seite
vorgebrachten Forderungen, die Anerkennung
auch auf die österreichischen akademischen Titel
in Philosophie, Pädagogik, klassischer Philologie,
deutscher Philologie und Geschichte auszudehnen,
wurde von italienischer Seite geltend gemacht,
daß dieser Forderung zurzeit nicht stattgegeben
werden kann, da hiemit zuerst der Consiglio
Superiore dell'Istruzione befaßt werden müsse.

Von italienischer Seite, von der es begrüßt
werden würde, wenn in der Zukunft eine der-
artige Ausdehnung der Anerkennung sich ver-
wirklichen ließe, wird versprochen, diese Frage
im Geiste des Pariser Abkommens dem vor-
genannten Consiglio Superiore zur neuerlichen
Prüfung zu empfehlen.

Ich wäre Euer Exzellenz dankbar, wenn Sie
mir mit Ihrer Antwort die Annahme der obigen
Vorschläge durch Ihre Regierung bestätigen
würden."

Hiezu beehre ich mich, Euer Exzellenz die
Zustimmung meiner Regierung zum Vorstehen-
den zu bestätigen.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner ausgezeichneten Hochachtung.

LÖWENTHAL m. p.

S.E.
Herrn Abgeordneten Gaetano Martino,
Minister für die Auswärtigen Angelegenheiten,

Rom.
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Anlage
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Notenwechsel samt Anhang für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich
die gewissenhafte Erfüllung der in diesem Notenwechsel enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Unterricht und vom Bundesminister für
die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 29. Feber 1956.

Der Bundespräsident:

Körner

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Unterricht:

Drimmel

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Die im Notenwechsel getroffenen Vereinbarungen traten am 14. Oktober 1955 in Kraft.

Raab
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(Übersetzung)

Zahlungsabkommen zwischen der Republik
Österreich und Spanien.

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung von Spanien sind übereingekommen,
den Zahlungsverkehr zwischen Österreich und
Spanien gemäß den folgenden Bestimmungen zu
regeln:

Artikel I

Die Oesterreichische Nationalbank wird dem
Instituto Español de Moneda Extranjera, Madrid
(IEME), ein in Verrechnungsdollar geführtes
Konto mit der Bezeichnung „Dollarverrech-
nungskonto — Spanien" eröffnen.

Dieses Konto ist unverzinslich und spesenfrei.

Artikel II

Die Bezahlung der Verbindlichkeiten der
österreichischen Schuldner gegenüber ihren spa-
nischen Gläubigern erfolgt durch Gutschrift auf
das im Artikel I angeführte Dollarverrechnungs-
konto — Spanien. Die Oesterreichische National-
bank wird über jede Gutschrift am Tage der
Durchführung dem IEME eine Gutschriftsanzeige
übermitteln.

Die Bezahlung der Verbindlichkeiten der spa-
nischen Schuldner gegenüber ihren österreichi-
schen Gläubigern erfolgt durch Lastschrift auf
dem in Artikel I erwähnten Dollarverrechnungs-
konto — Spanien auf Grund der vom IEME
übersandten Zahlungsaufträge. Die Oesterreichi-
sche Nationalbank wird über jede derartige Be-
lastung am gleichen Tage, an dem die Lastschrift
erfolgt, dem IEME eine Belastungsanzeige über-
mitteln.

Zwischen den beiden Vertragspartnern besteht
Einverständnis darüber, daß die im Rahmen
dieses Abkommens zu regelnden Forderungen
und Verbindlichkeiten beiderseits in USA-$ aus-
zudrücken sind. Daher werden sowohl die Fak-
turen als auch die Gutschriftsanzeigen und die
Zahlungsaufträge in USA-$ ausgedrückt werden.

Artikel III

Wenn Zahlungen auf einem anderen Wege
erfolgen sollen, als in Artikel II vorgesehen, so
bedürfen sie der Zustimmung der hiefür zu-
ständigen Stellen in Österreich und in Spanien.

Artikel IV

Die Bestimmungen dieses Zahlungsabkommens
finden auf folgende Zahlungen Anwendung:

a) Österreichische und spanische Waren, die
auf Grund des jeweils geltenden Waren-
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austauschabkommens aus Österreich nach
Spanien beziehungsweise aus Spanien nach
Österreich eingeführt werden, einschließ-
lich der handelsüblichen Vorauszahlungen;

b) Nebenkosten im Zusammenhang mit dem
gegenseitigen Warenverkehr, wie Frachten,
Lagergelder, Provisionen, Kommissionen,
Inkassospesen, Montagespesen, Reklame-
kosten, die im Zusammenhang mit der
Verzollung entstehenden Spesen usw.;

c) Prämien und Versicherungsleistungen im
Zusammenhang mit den gegenseitigen
Warenlieferungen;

d) Mieten für Eisenbahnwagen;

e) Leistungen im gegenseitigen Reparatur-,
Veredlungs- und Bearbeitungsverkehr in
dem einen oder anderen der beiden Län-
der;

f) Zinsen im Zusammenhang mit dem gegen-
seitigen kommerziellen Verkehr;

g) Kontenüberschüsse aus dem gegenseitigen
Abrechnungsverkehr zwischen den Bahn-,
Post-, Telephon- und Telegraphenverwal-
tungen der beiden Staaten;

h) Reisespesen, Studienkosten, Arzt- und
Krankenhauskosten, Honorare, Löhne und
Gehälter, Pensionen, Mieten und Pachten
usw.;

i) Leistungen auf dem Gebiete des geistigen
Eigentums (Urheberrechte, Markenrechte,
Lizenzen usw.) und Patentgebüren;

j) Unterhalt der diplomatischen, konsulari-
schen und kommerziellen Vertretungen;

k) Steuern, Strafen, Gerichtskosten, Kosten
und Eintreibungen öffentlicher Stellen
und Zollgebühren;

1) sonstige Zahlungen im Einverständnis zwi-
schen dem IEME und der Oesterreichischen
Nationalbank.

Artikel V

Um die Kontinuität der Lieferungen und der
Zahlungen zu sichern, werden die Oesterreichische
Nationalbank und das IEME die Zahlungsauf-
träge zugunsten österreichischer oder spanischer
Gläubiger bis zu einem Saldo des in Artikel I
genannten Dollarkontos in Höhe von USA-$
800.000.— durchführen.

Artikel VI

Die Oesterreichische Nationalbank und das
IEME werden im Rahmen ihrer Devisenbestim-
mungen die zur Durchführung der Zahlungen
erforderlichen Genehmigungen erteilen.
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Artikel VII

Die Oesterreichische Nationalbank und das
IEME werden im gegenseitigen Einvernehmen
die ihnen notwendig erscheinenden zahlungs-
technischen Maßnahmen beschließen.

Artikel VIII

Der im Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieses
Zahlungsabkommens auf dem in Artikel I er-
wähnten Dollarverrechnungskonto angezeigte
Saldo wird innerhalb von sechs Monaten durch
Lieferung von Waren abgedeckt werden, über
welche sich die beiden Vertragschließenden Teile
ins Einvernehmen setzen werden.

Artikel IX

Für die Zwecke dieses Abkommens versteht
man unter Österreich das Territorium der Re-
publik Österreich und unter Spanien das Terri-
torium der spanischen Halbinsel, die Balearischen
Inseln, die Kanarischen Inseln, die souveränen
Städte Ceuta und Melilla, das spanische Terri-
torium des Golfs von Guinea, die Gebiete
Spanisch West-Afrikas und die spanische Zone
des Protektorates in Marokko.

Artikel X

Dieses Abkommen tritt am Tage seiner Unter-
zeichnung für die Dauer eines Jahres in Kraft.

Es wird stillschweigend für eine weitere Ver-
tragsperiode verlängert, wenn es nicht von
einem der beiden Vertragschließenden Teile drei
Monate vor seinem Ablauf gekündigt wird.

Gegeben zu Wien, in französischer Sprache
und zweifacher Ausfertigung, am 21. März 1956.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Figl

Für die Spanische Regierung:

De Erice y O'Shea

Raab


